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Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative 
«Für eine öffentliche Krankenkasse» 

vom 21. März 2014 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
gestützt auf Artikel 139 Absatz 5 der Bundesverfassung1, 
nach Prüfung der am 23. Mai 20122 eingereichten Volksinitiative 
«Für eine öffentliche Krankenkasse», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 20. September 20133, 
beschliesst: 

Art. 1 
1 Die Volksinitiative vom 23. Mai 2012 «Für eine öffentliche Krankenkasse» ist 
gültig und wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Sie lautet: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 117 Abs. 3 (neu) und 4 (neu) 
3 Die soziale Krankenversicherung wird von einer einheitlichen nationalen öffent-
lich-rechtlichen Einrichtung durchgeführt. Deren Organe werden namentlich aus 
Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der Kantone, der Versicherten und der 
Leistungserbringer gebildet. 
4 Die nationale Einrichtung verfügt über kantonale oder interkantonale Agenturen. 
Diese legen namentlich die Prämien fest, ziehen sie ein und vergüten die Leistungen. 
Für jeden Kanton wird eine einheitliche Prämie festgelegt; diese wird aufgrund der 
Kosten der sozialen Krankenversicherung berechnet. 

  

  
1 SR 101 
2 BBl 2012 6631 
3 BBl 2013 7929 
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II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert: 

Art. 197 Ziff. 84 (neu) 

8. Übergangsbestimmungen zu Art. 117 Abs. 3 und 4 
(nationale öffentlich-rechtliche Krankenkasse) 
1 Nach der Annahme von Artikel 117 Absätze 3 und 4 durch Volk und Stände erlässt 
die Bundesversammlung die notwendigen gesetzlichen Bestimmungen, damit die 
Reserven, die Rückstellungen und die Vermögen aus dem Bereich der sozialen 
Krankenversicherung auf die Einrichtung nach Artikel 117 Absätze 3 und 4 übertra-
gen werden.  
2 Erlässt die Bundesversammlung nicht innert drei Jahren nach Annahme von Arti-
kel 117 Absätze 3 und 4 ein entsprechendes Bundesgesetz, so können die Kantone 
auf ihrem Gebiet eine einheitliche öffentliche Einrichtung der sozialen Krankenver-
sicherung schaffen.  

Art. 2 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Ständerat, 21. März 2014 Nationalrat, 21. März 2014 

Der Präsident: Hannes Germann 
Die Sekretärin: Martina Buol 

Der Präsident: Ruedi Lustenberger 
Der Sekretär: Pierre-Hervé Freléchoz

 

  

4 Die endgültige Ziffer dieser Übergangsbestimmung wird nach der Volksabstimmung von 
der Bundeskanzlei festgelegt. 


